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II- 1./22 .. , der Seilagt'n tu den 5tenogr.lphl!lchen Prot"kollrm des Nationalrates 
.......... 1"4 .. _ _....-.-____ ,.. ......... ___ ... 

DER BUNDESMINISTER 
FOR LANDESVERTEIDIGUNG 

Zahl 10 072/156-1.1/78 

Diagnosestraße; 

XIV. Gesetzgebunt;tiperiode 

Anfrage der Abgeordneten Dr. ERMACORA 
und Genossen an den Bundesminister 
für Landesverteidigung, Nr. 2065/J 

Herrn 

Präsidenten des Nationalrates 

Parlament 
1010 Wien 

.2030 lAB 

1978 -09- 0 5 
zu 2lJ651J 

In Beantwortung der seitens der Abgeordneten zum 
Nationalrat Dr. ERMACORA, Dr. NEISSER und Genossen 
am 7. Juli 1978 an, mich gerichteten Anfrage Nr. 2065/J, 
betreffend Diagnosestraße, beehre ich mich folgendes 
mitzuteilen: 

Zu 1: 

Da die Erfahrungsberichte über die milil, 'r.medizini­
sehen Untersuchungen bei ortsfesten Stellungskommissio-" 
nen im wesentlichen auf statistischen UnterlHgen be­
ruhen und keine konkreten Untersuchungsergebnisse 

enthalten, ist die Weitergabe dieser Berichte 1m Hin­

blick auf § 23 Abs. 7 des Wehrgesetzes 1978 nicht un­
tersagt. Sofern dies gewünscht wird, bin ich daher 
selbstverständlich bereit, die gegenständlichen Er­
fahrungsberichte interessierten Abgeordneten zur Ver­

fU~ung zu stellen. 

Zu 2: .. - -

Mit dem Bundesministerium für Gesundheit und. Umwelt­
schutz wurden bereits 1m Zusammenha.ng mit der Entwicklung 

f 
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des neuen Stellunc;sverfe.hrens und. bei der Pri\sl:"n­

tat ion der ersten ortsfesten StelluneRkommission in 

St. Pöl~en Kontaktgespr~che gefUhrt, wobeiinsbe­
sondere auch die gesundheitspolitischen Verwertungs...: 

möglichkeiten der im neuen Stellunesverfahren ge­

WOilllenen Untersuchungsergebnisse erörtert wurden. 
Über Wunsch des Bundesministeriums für Gesundheit 

und Umweltschutz stehen diesem daher auch die ein­
ga."t'J.gs erwiihnten Erfahrungsberichte zur Verfügung. 

Zu 3: 

Nach § 23 Aba. 2 des Wehrgesetzes 1978 haberi die 

Stellungskommissionen die Eignung der Stellungs­
pflichtigen und· der Personen, die sich freiwillig 

zur vorzeitigen Leistung des Präsenzdienstes gemel­

det haben, auf Grund ärztlicher und psychologischer 
". 

Untersuchungen festzustellen .. 

Es ist zweifellos richtig, daß die von ortsfesten 

Stellungskommissionen durchgeführten Untersuchungen 
ausführlichere und genauere Ergebnisse hinsichtlich 
der Eignungs- und Verwendungsmöglichkei ten der Stel·" 
lungspflichtigen erbringen als jene der -nobilen Stel­
lungskommissionen herkömmlicher Art. DieL bedeutet 
aber nicht, daß Präsentdiener, derenSteIlungsunter­
suchung nicht im Rahmen der ortsfesten Stellungs­
kommissionen erfolgt, ihren Pr?-senzdienst in der Fol­
ge nach einem unzureichenden Eignungsfeststellungs­
system abzuleisten haben und daher gegenüber den 
übrigen Wehrpflichtigen benachteiligt sind. Es ist 
vielmehr Vorsorge getroffen, daß jene Wehrpflichti­
gen, deren Eignungsfeststellung durch mobj . .1e Stel­

lungskommissionen vorgenommen wurde, bei Antritt 
ihres Präsenzdienstes einer besonders eingehenden 

Einstellungsuntersuchung - gegebenenfalls lUlter 

Zuhilfenahme Sachärztlicher Gutachten - unterzogen 

werden .. Solcherart ist unter Ausschöpfung der 

IvKi,glichkej.ten, die in der geg(;}DI'lärtigen Übergangs­

situation bestehen, gew~hrleistet, daß auch diese 
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Wehrpflichtigen die ihrer jeweilieen Eignung ent­
sprechende Einteilung in die etnzelnen Ausbildungs­
laufbahnen erfahren. Diese"nachprüfende Kontrolle" 
bei Antritt, aber auch noch während des Präsenz­
dienstes bedingt naturgemäß eine relativ höhere 
Belastung für die militärischen Dienststellen, ins­
besondere für die Truppenärzte, muß aber bis zur 
Fertigstellung sämtlicher ortsfester Stellungskom­
missionen in Kauf genommen werden. 

September 1978 
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